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2. Änderungssatzung vom XX.XX.XXXX der Satzung zur Erhebung einer 

Zweitwohnungssteuer in der Landeshauptstadt Erfurt  

(Zweitwohnungssteuersatzung - ZwStSErf)  

vom 9. November 2006 

 
Auf der Grundlage der §§ 2, 18,19 und 54 der Thüringer Kommunalordnung – ThürKO – vom 

28.01.2003 (GVBl. S. 41) in Verbindung mit §§ 1, 2, 5, 17 und 18 Thüringer 

Kommunalabgabengesetz - ThürKAG – vom 19.09.2000 (GVBl. S. 301) in den jeweiligen 

gültigen Fassungen, hat der Stadtrat der Landeshauptstadt Erfurt in seiner Sitzung am 

27.09.2023 (Drucksachen-Nr. 2191/23) nachstehende 2. Änderungssatzung zur Erhebung 

einer Zweitwohnungssteuer in der Landeshauptstadt Erfurt (Zweitwohnungssteuersatzung 

– ZwStSErf) vom 09.11.2006  beschlossen: 

 

 
Artikel 1: Änderungen 

 

 

1. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

 

§ 2 

Steuergegenstand, Begriff der Zweitwohnung 

 

(2) Zweitwohnung ist jede Wohnung im Sinne des Absatzes 4, über die jemand neben seiner 

Hauptwohnung als Nebenwohnung im Sinne des Gesetzes über das Meldewesen 

(Bundesmeldegesetz – BMG) vom 03.05.2013 (BGBl. I S. 1084) in der jeweils gültigen 

Fassung verfügen kann.  

 

 

2. § 2 Abs. 5 wird wie folgt geändert:  

 

 

§ 2  

Steuergegenstand, Begriff der Zweitwohnung 

 

 

(5) Eine Wohnung ist Zweit- /Nebenwohnung im Sinne dieser Satzung, wenn sie einer dort 

mit Zweit-/Nebenwohnung gemeldeten Person im Sinne des BMG zu Zwecken des 

persönlichen Lebensbedarfs oder des persönlichen Lebensbedarfs der Familienmitglieder 

dient. Diese Eigenschaft verliert die Wohnung nicht dadurch, dass sie vorübergehend anders 

oder nicht genutzt wird. 

 

 

3. § 2 a wird wie folgt geändert:  

 

§ 2 a  

Hauptwohnung 

 

 

 

Hauptwohnung im Sinne dieser Satzung ist jede Wohnung, die der Steuerpflichtige faktisch 

vorwiegend benutzt, was regelmäßig durch die Anmeldung als Hauptwohnung (im Sinne 
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des BMG) dokumentiert wird. Auf ein Innehaben der Hauptwohnung im Sinne einer 

rechtlichen Verfügungsbefugnis kommt es daneben nicht an. 

 

 

4. § 8 wird wie folgt geändert:  

 

 

§ 8  

Anzeigepflicht 

 

 

Das Innehaben einer Zweitwohnung oder deren Aufgabe ist der Landeshauptstadt Erfurt 

innerhalb zwei Wochen anzuzeigen (§ 17 BMG). 

 

 

5. § 11 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

 

 

§ 11  

Datenübermittlung 

 

 

(1) Zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzuges dieser Satzung übermittelt die für das 

Meldewesen der Stadtverwaltung Erfurt zuständige Stelle der mit dem Vollzug dieser 

Satzung betrauten Stelle der Stadtverwaltung Erfurt bei Einzug eines Einwohners, der sich 

mit Zweit-/Nebenwohnung meldet, oder zu den nach den Sätzen 2 und 4 maßgeblichen 

Zeitpunkten, die folgenden personenbezogenen Daten des Einwohners gemäß § 29 

ThürMeldeG:  

 
1. Vor- und Zuname;  

2. früherer Namen;  

3. Doktorgrad;  

4. Anschriften;  

5. Tag des Ein- und Auszuges;  

6. Tag und Ort der Geburt;  

7. Geschlecht;  

8. gesetzliche Vertreter;  

9. Übermittlungssperren;  

10. Sterbetrag und –ort;  

11. Familienstand.  

 

Bei Auszug, Tod, Namensänderung, Änderung bzw. nachträglichem Bekannt werden der 

Anschrift der Hauptwohnung oder Einrichtung einer Übermittlungssperre werden die 

Veränderungen übermittelt. Wird die Haupt- oder alleinige Wohnung zur Nebenwohnung, 

gilt dies als Einzug; wird die Nebenwohnung zur Haupt- oder alleinigen Wohnung, gilt dies 

als Auszug. Eine Datenübermittlung findet auch dann statt, wenn die Anmeldung von 

Nebenwohnungen nachgeholt wird.  
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Artikel 2: In-Kraft-Treten 

 

§ 13  

In-Kraft-Treten 

 

Diese 2. Änderungssatzung zur Erhebung einer Zweitwohnungssteuersatzung tritt am Tag 

nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt in Kraft.  

 

 

Andreas Bausewein 

Oberbürgermeister 


